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Interview
mit Franz Schumacher

Franz Schumacher irrt. Die 1968er Glo-
bus-Krawalle haben die Schweiz und
Zürich nicht besser gemacht («Wie
viel Schaumschlägerei in der Politik
betrieben wird, fällt mir heute mehr
auf», NZZ 30. 12. 23). Vor diesem Er-
eignis gab es keine Demonstrationen,
es gab keinen Vandalismus und blind-
wütige Chaoten.

Die Demokratie funktionierte mit
dem bewährten Mittel der Abstim-
mungen, deren Ergebnisse auch der
unterlegene Teil der Stimmbevölke-
rung akzeptierte. Die Polizisten ver-
sahen ihren Dienst mit Hemd und Kra-
watte (sogar während des Globus-Kra-
wall-Einsatzes), machten allein ihre
Fusspatrouillen, während sie heute
nur noch schwer bewaffnet,mit Schutz-
westen geschützt und mindestens zu
zweit unterwegs sind.

Das alles verhindert keine Gewalt-
orgien,und dieGeschäftsinhaber an den
Umzugsrouten der Demonstrationen
müssen immermit Sachschäden rechnen.
Feuerwehr und Sanität werden an ihrer
Arbeit gehindert und sogar angegriffen.

Ja gut, der Kulturbegriff wurde er-
weitert. Irgendwie ist etwas aus allen
Fugen geraten. Nur besser geworden ist
es nicht.

Hansjürg Fitzi, Amden

Da und doch nicht da

Im lesenswerten Interview spricht
der Soziologe Ganga Jey Aratnam
ein grosses Wort gelassen aus, wenn
er behauptet: «Die Minarettinitiative
hatte gar keine konkreten Auswirkun-
gen, aber sie zeigte den Stimmberech-
tigten, dass sie die Kontrolle haben.»
(«Wegen der Migration befinden sich
die Einheimischen plötzlich im Sand-
wich», NZZ 5. 1. 24).

Einmal abgesehen davon, dass seit-
her in der Schweiz eben keine weite-
ren Minarette mehr errichtet wurden:
In der Semiotik wird mit dem soge-
nannten Nullzeichen der Sachverhalt
umschrieben, dass gerade dieAbwesen-
heit eines «Zeichens» eine spezifische
Bedeutung hat. Mit andern Worten:
Etwas ist nicht nur nicht da – man
weiss, dass es nicht da ist.

Christoph Egger, Zürich

«Die Schweiz
ist gebaut»

Hans Weiss bringt für den von ihm
geforderten Umbau der 10-Millio-
nen-Schweiz einen interessanten An-
satz ins Spiel: das Verhältnis von An-
gebot und Nachfrage bei der Energie
(NZZ 23. 12. 23).

Die sattsam bekannte Drohung mit
der «Stromlücke» soll ja suggerieren,
dass unsere Existenz nurmehr von der

grenzenlosen Verfügbarkeit von Ener-
gie abhänge und dass die Lebensqualität
künftig in Giga- und Terawattstunden
zu messen sei. Ist damit die Verschwen-
dung von Ressourcen zum unabdingba-
ren Menschenrecht geworden?

Zwar haben wir in der Schweiz die
Armutsgrenze längst in Franken und
Rappen definiert. Zur Festsetzung
eines vernünftigen Energiebedarfs für
den Durchschnittshaushalt fehlt uns
jedoch bis jetzt nicht nur die Phanta-
sie, sondern auch jegliche rechnerische
Grundlage.

Kein Politiker darf heute als Moralist
auftreten – ich behaupte aber, dass das
Überleben des Planeten nicht zuletzt
eine Frage derMoral sein wird, auch und
gerade imHinblick auf den minderprivi-
legierten Menschheitsanteil.

Ein Transparent an der letzten
Klimademonstration in Bern brachte
die Problematik auf eine prägnante
Formel: «Wenn wir (die Privilegier-
ten der Ersten Welt) einfacher leb-
ten, könnten die andern (in der Drit-
ten Welt) – einfach leben.»

Jean-Pierre Anderegg, Freiburg

«Jedes Glas
ist eins zu viel»

Die medizinischen Forschungsergeb-
nisse über die Schädigung der Ge-
sundheit durch das Rauchen haben
dazu geführt, dass die Menschen über
die Schäden durch Rauchen gründlich
aufgeklärt wurden. Zudem wurde auf
jeder Packung Zigaretten, Zigarren
und Tabak ein auffälliger Warnhin-
weis aufgedruckt.

Inzwischen ist die Forschung über
die gesundheitsschädlichen Folgen von
Alkohol einen wichtigen Schritt weiter
und weist darauf hin, dass selbst ein be-
wusst vorsichtiger Konsum vonAlkohol
zu erheblichen gesundheitlichen Schä-
den führen kann (NZZ 29. 12. 23). Die
Weltgesundheitsorganisation hat dazu
die klare Haltung: Es gibt keine unbe-
denkliche Menge anAlkohol.

Eigentlich wäre es an der Zeit, dass
auf jeder Flasche mit alkoholhalti-
gen Getränken ein Warnhinweis kle-
ben müsste mit den Gesundheitsschä-
den, die derAlkoholkonsum verursacht.
Diese Etikette stünde im grossenWider-
spruch zum Trinkspruch «Gesundheit»
oder «Santé».

Die EU, die üblicherweise für alles
sofort einWarnschild bereithält, tut sich
schwer damit, vor den Folgen vonAlko-
holkonsum zu warnen. Entgegen der
üblichen Haltung setzt sie in diesem Fall
auf die Eigenverantwortung.

«Prosit» lautet ein Trinkspruch bei
uns. In Deutsch: nützen, zuträglich sein,
es nütze. Das hat vermutlich eine Mehr-
heit der Parlamentarier als Ziel vor sich
gehabt, als sie in der Wintersession der
eidgenössischenRäte einerAbsatzförde-
rung von Schweizer Wein im zweistelli-
gen Millionenbereich zustimmten.

Wo blieben die Bedenken zur Ge-
sundheit, zur Unfall- und Suchtpräven-
tion, die oft verkündete Verantwortung,
Weitsicht und der Sinn für das Wohl-
ergehen der Bevölkerung? In welchem

Verhältnis steht dieser Entscheid zur
Warnung der Weltgesundheitsorgani-
sation, es gebe keine unbedenkliche
Menge anAlkohol?

Ernst Seiler, Muri bei Bern

Gefährdung
der Pressefreiheit?

Der Kommentar zum Entscheid des
Ständerates, eine Regulierung für den
Umgang mit gestohlenen Daten prüfen
zu lassen, dokumentiert einmal mehr
die Überempfindlichkeit der Medien,
wenn sie von einem möglichen Erlass
selbst betroffen sind («Der Ständerat
will die Pressefreiheit einschränken»,
NZZ 29. 12. 23).

Da wird reflexartig ein Angriff auf
die Pressefreiheit heraufbeschworen.
Seit Urzeiten ist das Hantieren mit
gestohlenen Sachen strafbar. Weshalb
das nicht auch für gestohlene Informa-
tionen eingeführt werden soll, ist nicht
nachvollziehbar.

Dass eine schweizerische Regelung
imAusland keineWirkung entfaltet,war
noch nie ein Grund, um das inländische
Recht nicht zu verbessern. Das Argu-
ment, dass auch bei einer Regulierung
solche Informationen in den sozialen
Netzwerken trotzdem kursieren wür-
den, ist nicht stichhaltig.

Jeder informierte Bürger weiss heut-
zutage um den Qualitätsunterschied
zwischen dem Tummelfeld sozialer
Netzwerke, in denen alles unkontrol-
liert publiziert werden kann, und redak-
tionell geführten Medien. Letztere ver-
fügen beim Publikum über eine weitaus
höhere Glaubwürdigkeit.

Die Konsumenten vertrauen dar-
auf, dass aus Redaktionen nur legal
erworbene und überprüfte Informatio-
nen erscheinen. Dass die Diskussion
über einen Regulierungsbedarf über-
haupt aufkommt, hat sich die Bran-
che zu einem guten Teil selbst zuzu-
schreiben. Freiheiten kann man eben
nicht nur reklamieren, man muss sich
ihrer durch Eigenverantwortung auch
würdig erweisen.

Jürg Marti, Ebmatingen
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Beim Klima auf
den Volkswillen achten
Gastkommentar
von MARCEL HÄNGGI

Der Nationalrat hat vorWeihnachten das CO2-Gesetz für die Jahre
2025 bis 2030 beraten. Er geht mit dem Ständerat einig, dass die
Schweiz ihre Treibhausgasemissionen bis 2050 – auf dem Papier –
gegenüber 1990 halbieren soll, wie sie es gegenüber denVereinten
Nationen verbindlich zugesagt hat.Allerdings wird nur einTeil die-
ses Ziels durch eine tatsächliche Reduktion angestrebt.Die Diffe-
renz zum Rest soll dadurch überbrückt werden, dass die Schweiz
Projekte zur Emissionsminderung in Entwicklungsländern finan-
ziert. Die (einigermassen hypothetische) Minderung darf sich die
Schweiz als Geldgeberin gutschreiben. Das Pariser Klimaabkom-
men lässt solch kreative Buchhaltung zu.

Der Ständerat will es im Rahmen der jetzigen Gesetzesrevi-
sion dem Bundesrat überlassen, um wie viel die Schweiz ihre
Emissionen tatsächlich senkt. Der Nationalrat dagegen will vor-
geben, dass das Ziel zu mindestens drei Vierteln durch Emis-
sionsminderungen im Inland angestrebt wird. In der nationalrät-
lichen Debatte wurde zu Recht darauf hingewiesen, dass es un-
glaubwürdig sei, ein ambitioniertes Reduktionsziel zu beschlies-
sen, wenn die im Gesetz vorgesehenen Massnahmen dieses Ziel
nicht erreichen lassen. Was allerdings in der Debatte übersehen
wurde: Das Klimaschutzgesetz (KlG), das am 18. Juni des ver-
gangenen Jahres an der Urne deutlich angenommen wurde, gibt
vor, wie der Graben zwischen Ziel und Massnahmen zu überbrü-

cken ist – nicht so, wie es der Ständerat tun möchte. Das KlG
gibt Reduktionsziele ab 2031 vor.Aber nur mit einer ausreichend
ambitionierten Emissionssenkung bis 2030 können seine Ziele ab
2031 so wie vorgesehen erreicht werden. Das KlG ist klar: Seine
Ziele müssen «soweit möglich» durch Emissionsminderungen im
Inland erreicht werden. Nur soweit dies nicht möglich ist, dür-
fen Restemissionen kompensiert werden. Im Energiebereich ist
es technisch längst «möglich» (und wirtschaftlich vorteilhaft), die
Emissionen im Inland zu senken. Praktisch wird es aber umso
schwieriger, je länger man zuwartet.

Das KlG gibt für das kommende Jahrzehnt zwei Emissionsziele
vor: ein Punktziel für 2040 (minus 75 Prozent gegenüber 1990) und
ein Durchschnittsziel für das ganze Jahrzehnt (minus 64 Prozent).
Würde die Schweiz ihre Emissionen bis 2030 tatsächlich halbieren
und danach zehn Jahre lang jedes Jahr 2,5 Prozentpunkte weniger
emittieren,wären beide Ziele erreicht. Lägen aber die Emissionen
im Jahr 2030 noch bei 66 Prozent des Werts von 1990 – so, wie es
Bundesrat und Ständerat anstreben –,müssten die Emissionen da-
nach allein im Jahr 2031 gegenüber dem Vorjahr um ein Sechstel
fallen, damit sowohl das Ziel für 2040 als auch das Durchschnitts-
ziel für das ganze Jahrzehnt erreicht werden können.

Ein zu wenig ambitioniertes Inlandziel verunmöglicht es, die
Ziele des KlG wie vorgesehen zu erreichen, und missachtet somit
denVolkswillen vom 18. Juni.Als das Parlament das Klimaschutz-
und Innovationsgesetz als Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative
ausarbeitete, tat es gut daran, den Fokus auf die inländische Emis-
sionsreduktion zu legen:Die Umweltkommission des Nationalrats
wollte mit dem Gesetz nämlich einen «beschleunigten sektoralen
Strukturwandel» fördern.Ausländische CO2-Zertifikate hingegen
erlauben es, den nötigen Strukturwandel noch ein paar Jahre auf-
zuschieben – nur um ihn danach umso schneller nachholen zu müs-
sen.Eine zu wenig ambitionierte Klimapolitik heute fällt uns mor-
gen auf die eigenen Füsse.

Marcel Hänggi ist wissenschaftlicher Mitarbeiter des Vereins Klimaschutz
Schweiz.

Nur mit einer ambitionierten
Emissionssenkung im Inland
kann das Klimaziel erreicht werden.
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Wie das EU-Abkommen
an der Urne erfolgreich
sein kann
Die Debatte um ein Abkommen mit Brüssel hat in der Schweiz
den Charakter eines Abwehrkampfs. Zentral wird es deshalb
sein, innenpolitische Begleitmassnahmen zu erarbeiten und
vermehrt auch die Vorteile einer Einigung sichtbar zu machen.
Gastkommentar von Fabio Wasserfallen

Also doch: Die Schweiz will wieder mit der EU ver-
handeln. Und das für Schweizer Verhältnisse so-
gar ambitioniert und schnell. Ein Grossaufgebot an
Bundesratsmitgliedern und Staatssekretärinnen hat
die Leitlinien für einen Entwurf zu Verhandlungen
mit der EU vorgestellt. Beide Seiten gehen nach
ausführlichen Gesprächen von erfolgreichen Ver-
handlungen aus. Damit das Unterfangen gelingen
kann, muss es aber am Schluss auch bei einer Volks-
abstimmung eine Mehrheit gewinnen.

Ausschlaggebend dafür sind nicht die Ver-
handlungen mit der EU, sondern die innenpoliti-
schen Begleitmassnahmen und Diskussionen. Die
umstrittenen Punkte sind dank dem gescheiter-
ten institutionellen Rahmenabkommen hinläng-
lich bekannt. Für eine ausreichende Unterstützung
im Volk müssen der Bundesrat und alle beteilig-
ten Akteure überzeugende Lösungen beim Lohn-
schutz, bei der dynamischen Rechtsübernahme
(und den «fremden Richtern») sowie für ein Strom-
abkommen präsentieren. Es wird nicht ausreichen,
diese drei Punkte minimalistisch anzugehen und
die Probleme kleinzureden.

Der Lohnschutz ist dabei die drängendste Frage.
Die Personenfreizügigkeit wurde vor über zwan-
zig Jahren in den Bilateralen I avantgardistisch mit
flankierenden Massnahmen versehen. Mehrere
Beispiele haben seither gezeigt, dass Schritte zur
internationalen Öffnung innenpolitisch ausgegli-
chen werden müssen, damit sie von der Bevölke-
rung getragen werden. Mehr als zwei Jahrzehnte
nach der Einführung der Personenfreizügigkeit
wissen wir auch, dass mehr Arbeitnehmende in die
Schweiz kommen, als angenommen wurde. Nichts
deutet auf eine Abschwächung dieser Dynamik hin.
Nun soll also die Personenfreizügigkeit ausgebaut
und dynamisiert werden.

Wenig überraschend erwartet daher ein grosser
Teil der Bevölkerung Lösungen beim Lohnschutz.
Die Gewerkschaften sind nur deshalb in einer star-
ken Verhandlungsposition, weil ihre Forderungen
Rückhalt im Stimmvolk haben. Pierre-Yves Mail-
lard hat unmissverständlich klar gemacht, dass er
diese Position nutzen will. Die entscheidenden Dis-
kussionen finden also zwischen den Sozialpartnern
zu Lohnschutzmassnahmen mit Gesamtarbeitsver-
trägen und Mindestlöhnen statt. Dieses Anliegen
sollte mit gezielten innenpolitischen Ausgleichs-
massnahmen in betroffenen Branchen und Regio-
nen adressiert werden.

Der zweite kontroverse Punkt sind die dynami-
sche Rechtsübernahme und der Einbezug des Ge-
richtshofs der EU in der Streitbeilegung. Der Bun-
desrat beschwichtigt, diese engere institutionelle
Anbindung werde im neuen Paket geometrisch
etwas anders strukturiert als im Rahmenabkom-
men – vertikal, nicht horizontal.

Es geht bei der institutionellen Frage aber nicht
um Geometrie, sondern grundsätzlich um den Ge-
setzgebungsprozess. Entsprechend wäre es besser,
die institutionellen Änderungen klar zu benennen,
statt sie kleinzureden. Die gute Nachricht ist: Par-
lament und Volk werden auch bei der dynamischen
Rechtsübernahme Spielraum haben – und Nein sa-
gen können.Auch Mitgliedsstaaten setzen EU-Ge-
setze immer wieder einmal nur teilweise oder gar

nicht um. Das mag der Schweizer Gründlichkeit
widersprechen. Was aber für EU-Mitgliedsstaaten
möglich ist, wird auch die Schweiz tun können. Da-
für braucht es die Bereitschaft, Entscheidungen von
Schweizer Institutionen mit Standhaftigkeit und
Konfliktfähigkeit zu verteidigen.

Die Probleme beim Lohnschutz und bei der
institutionellen Frage zu benennen, ist im Grund-
satz ein Abwehrkampf – zugunsten des übergeord-
neten Interesses, die bilateralen Beziehungen wei-
terzuentwickeln. Das neue EU-Abkommen soll
aber auch klare Vorteile für die Schweiz sicht-
bar machen. Dafür bietet sich das Stromabkom-
men an, wobei hier die grösste Unbekannte liegt.
Was sind die Vor- und Nachteile des Stromabkom-
mens? Werden Liberalisierungen im Strommarkt
Widerstand auslösen, wie vor zwanzig Jahren beim
gescheiterten Elektrizitätsmarktgesetz? Die Aus-
gangslage ist heute grundlegend anders. Trotz Dis-
kussionen um die Energieversorgungssicherheit
ist aber unklar, ob es einen klaren Konsens geben
wird, dass die Integration in den EU-Strommarkt
zentraler Bestandteil der Schweizer Energiepoli-
tik sein soll. Das Stromabkommen kann nur zum
Erfolg des Gesamtpakets beitragen, wenn es un-
umstritten ist, weil die Vorteile offensichtlich sind.

Innenpolitische Ausgleichsmassnahmen, eine
klare Haltung und überzeugende Argumente sind
die Erfolgsfaktoren für ein neues EU-Abkom-
men. Ignazio Cassis hat seinen letzten Versuch
in diesem Dossier gestartet, und es mutet schon
fast ironisch an, dass er dabei auf die beiden SVP-
Bundesräte angewiesen ist. Es ist an Guy Parme-
lin als Wirtschaftsminister, den Lohnschutz mit
den Sozialpartnern anzupassen, während Albert
Rösti als Uvek-Vorsteher die Bevölkerung von
der Notwendigkeit und den Vorteilen des Strom-
abkommens überzeugen muss. Wir werden sehen,
wie weit die Überzeugung und der Mut dieses Trios
tragen.

Fabio Wasserfallen ist geschäftsführender Direktor und
Professor für Europäische Politik am Institut für Politik-
wissenschaft der Universität Bern.

Alpine Solaranlagen
sind am Ende günstiger
Der Schweiz fehlen im Winter künftig grosse Mengen an Strom.
Das beeinflusst die Kalkulation zu Photovoltaik in den Bergen.
Gastkommentar von Ruedi Kriesi und Renato Tami

Mit der Energiewende will die Schweiz die fossilen
Brenn- und Treibstoffe durch Elektrizität ersetzen.
Die Herausforderung dabei: Heute macht Strom erst
rund ein Viertel des Gesamtenergieverbrauchs aus.

Für die Bereitstellung der grossen Mengen an zu-
sätzlicher Elektrizität gibt es ganz wenige realistische
Möglichkeiten. Eine davon sind die alpinen Solar-
anlagen. Mit dem Solarexpress hat das Parlament da-
für einen ersten Schritt gemacht, den man auch als
Pilotphase betrachten kann.Allerdings sind,noch be-
vor die erstenAnlagen gebaut sind,Zweifel gesät wor-
den, ob es diese Anlagen wirklich braucht.

So meinen manche etwa, man müsse nur im Mit-
telland mehr Photovoltaik zubauen, und das Pro-
blem sei gelöst. Tatsächlich wird die Schweiz weit
mehr inländischen Winterstrom benötigen, als auf
den Dächern der bereits bestehenden Bauten reali-
sierbar ist. Und jenseits von Kernenergie, Wind und
alpinen Solaranlagen gibt es keine rechtzeitig verfüg-
baren Alternativen.

Crux mit der Kernenergie

Die Kernenergie scheint vielen eine erprobte und
praktikable Lösung. Dabei wird allerdings unter-
schlagen, was die Erfahrung der letzten Jahre lehrt:
Der Bau von Atomkraftwerken ist teurer und dau-
ert vor allem viel länger, als jeweils veranschlagt wird.
Neue Reaktoren sind – wenn überhaupt – nicht rasch
genug verfügbar, um das steigende Winterdefizit in
den nächsten Jahrzehnten zu decken. Es braucht
kurzfristig verfügbare Lösungen. Ein gezielter Bau
von Wind- und alpinen Solaranlagen ist hier die ein-
zige realistische Lösung und dringend nötig.

Selbst wenn vom bisherigen Bedarf 20 Prozent
eingespart werden können, steigt der Strombedarf
der Schweiz im Winter mit der Dekarbonisierung
auf 50 bis 55 Terawattstunden. Mit dem Verzicht auf
die Kernkraftwerke werden im Winter 13 Terawatt-
stunden entfallen. In nicht allzu langer Zeit fehlen
also jeden Winter 29 bis 34 Terawattstunden. Und

das zeigt das Ausmass des Problems: Diese Strom-
menge entspricht der Winterproduktion von sechs
bis sieben Kernkraftwerken.

Die Zahl der Photovoltaikanlagen auf Bau-
ten nimmt erfreulicherweise rasch zu. Ihr maxima-
les Potenzial wird auf rund 45 Terawattstunden ge-
schätzt. Hiervon entfallen aber – und das ist entschei-
dend – nur 25 bis maximal 30 Prozent, also maximal
14 Terawattstunden, auf den Winter. Um das dann
verbleibende Winterloch von 20 Terawattstunden
allein mit alpinen Solaranlagen zu decken, wären
rund 300 Quadratkilometer Alpenterrain notwen-
dig. Das entspricht rund 1,3 Prozent der Alpenfläche.

Zum Vergleich: Die alpwirtschaftliche Nutzfläche hat
im letzten Jahrhundert um 1350 Quadratkilometer
auf noch 5400 abgenommen.

Die verlorenen Alpweiden spiegeln den volks-
wirtschaftlichen Bedeutungsverlust. In einem von
der IG Solalpine begleiteten Projekt beträgt der
jährliche Pachtzins für die Sömmerung 4000 Fran-
ken. Mit der geplanten Solaranlage können für nur
20 Prozent der Sömmerungsfläche jährlich 400 000
Franken Baurechtszins erwirtschaftet werden.

Wenn behauptet wird, Solaranlagen in den Alpen
seien im Vergleich mit solchen im Mittelland teurer,
so stimmt das zwar bezogen auf die Jahresproduk-

tion, aber klar nicht für den Winterstrom. Die Amor-
tisation aller Photovoltaikanlagen wird fast nur mit
der Winterproduktion möglich sein. Entsprechend
schlagen sich Alpenanlagen dank hohem Winter-
anteil besser. Zwar werden die Investitionen für An-
lagen in den Alpen auf das Zwei- bis Dreifache der-
jenigen für grosse Anlagen auf Bauten geschätzt.
Der Winterertrag pro installierte Leistung ist in den
Alpen aber etwa dreieinhalbmal so hoch wie jener
im Mittelland. Zudem dürften sich mit den Erfah-
rungen im Bau und Betrieb der ersten Anlagen kon-
struktive Vereinfachungen ergeben, die das Verhält-
nis noch verbessern.

Der eine Nachteil

Man muss ehrlich sein: Alpine Solaranlagen werden
den visuellen Eindruck der Landschaft zweifellos be-
einflussen. Das ist aber ihr einziger Nachteil.Weil die
Module wegen der üblichen Schneehöhen drei Meter
über dem Boden installiert werden, bleibt die Söm-
merung auf diesen Flächen weiterhin möglich. Durch
den steilen Winkel der Panels ist eine negative Be-
einflussung der Biodiversität zudem unwahrschein-
lich. Im Sommer wird der Boden weiterhin gut be-
sonnt und beregnet.

Eine verbindlicheAussage hierzu ist allerdings von
keiner seriösen Fachperson zu erhalten – es fehlen die
Erfahrungen. Eine optische Veränderung der Land-
schaft hat aber nichts mit Biodiversität zu tun, auch
wenn grosse Teile der Bevölkerung dies gleichsetzen.

Alpiner Solarstrom wird nicht billig sein.Aber ein
grossflächiger Ausfall der Stromversorgung wäre un-
vergleichlich teurer. Die Schweiz braucht deshalb un-
bedingt rasch Erfahrungen mit dem neuen Anlagen-
typ, um dessen Wirkung auf Landschaft,Tiere, Pflan-
zen, Alpwirtschaft und Tourismus zu erkennen, die
Baumethoden zu optimieren und deren Kapazität
gezielt auszubauen.

Ruedi Kriesi und Renato Tami präsidieren die IG Solalpine.

Für eine bevorstehende europapolitischeVolksabstimmung muss der Bundesrat überzeugendeArgumente
präsentieren. LAURENT GILLIERON / KEYSTONE

Eine klare Haltung und
überzeugende Argumente
sind Erfolgsfaktoren
für einen neuen Vertrag.


